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In unserem Landkreis gab es, 
ebenso wie im Landesverband, 
zahlreiche Neueintritte in die 
Partei. Dies stellt sowohl uns als 
Kreisverband als auch den Lan-
desverband vor angenehme und 
große Herausforderungen. Viele 
der Neumitglieder haben bereits 
im zurückliegenden Wahlkampf 
die Landespartei sowie den 
Kreisverband tatkräftig unter-
stützt. Nun gilt es, die Neumit-
glieder in den politischen Alltag 
zu integrieren. 

Im Kreisverband haben wir die 
ersten Schritte dazu unternom-
men. Christin bemüht sich, alle 
Neumitglieder im Kreisverband 
persönlich zu begrüßen, was 
in den meisten Fällen gut funk-
tioniert hat. Nach dem erfolg-
reichen Wahlkampf wollten wir 
uns jedoch auch persönlich ken-
nenlernen. Daher trafen sich am 
7. März 30 Genossinnen und Ge-
nossen im Haskala zum Neumit-
gliedertreffen, unter ihnen rund 
zwei Drittel Neue. Wir begannen 
mit einer Vorstellungsrunde und 
einem Kennenlernbingo, gefolgt 
von einer kurzen Einführung in 
die Struktur des Landesver-
bands und des Kreisverbands. 
Im Anschluss fand ein intensiver 
Austausch über die Eintritts-
gründe und die Wünsche der 
Neumitglieder an die Partei statt. 
Unsere gemeinsame Aufgabe 
muss es nun sein, sowohl lang-
jährige als auch neue Mitglieder 
zusammenzubringen, um unsere 
gewachsene Partei wieder stark 
zu machen. Wichtige Themen, 

die dabei eine Rolle spielen wer-
den, sind unter anderem Antifa-
schismus, Feminismus, soziale 
Gerechtigkeit und neue Formen 
der Organisation. Während der 
Veranstaltung und danach berei-
teten wir gemeinsam Geschenke 
für den Frauenkampftag vor, die 
am nächsten Tag in Saalfeld und 
Rudolstadt verteilt wurden, wo-
bei die Neumitglieder gern ein-
bezogen wurden. 

In Rudolstadt fand am Sonn-
tag, dem 16. März, ein Kennen-
lernfrühstück im Weltladen statt, 
auch dort gab es einen intensi-
ven Austausch und viele neue 
Ideen für die zukünftige Partei-
arbeit. 

Auf Landesebene fanden so-
wohl am 1. als auch am 15. März 
Neumitgliedertreffen in der Lan-
desgeschäftsstelle statt, an de-
nen etwa 80 Menschen teilnah-
men. Hier wurde, wie auch auf 
vielen anderen Neumitglieder-
treffen im Land, deutlich, dass 
die Themen Antifaschismus, 
Feminismus, Arbeit und Soziales, 
Kultur sowie neue Aktions- und 
Vernetzungsstrukturen sowohl 
die Gründe für den Eintritt als 
auch die Erwartungen an die 
Partei sind. 

Ich freue mich über die vielen 
Neumitglieder und erlebe gerade 
eine sehr lebendige und kämpfe-
rische Partei. Das tut gut, ist aber 
auch eine spannende und inten-
sive Aufgabe für die nächsten 
Monate und Jahre. 

Daniel Starost

Neumitglieder-
treffen  
im Haskala  
in Saalfeld  
sowie in Erfurt

Sandor Csudai • flickr • CC-BY SA 2.0

V.i.S.d.P.: Sascha Krüger • DIE LINKE. Kreisverband Saalfeld-Rudolstadt •Saalstraße 38 • 07318 Saalfeld   
Tel.: 03671 515 488 •E-Mail: rgeschaeftsstelle@die-linke-saalfeld-rudolstadt.de • Bankverbindung: IBAN: DE67 8305 0303 0000 4500 22 

Um Spende wird gebeten! Redaktionsschluss: 27.03.2025 • Die nächste Ausgabe erscheint im April. • Zuarbeiten, Beiträge und Termine bitte in der Geschäftsstelle abgeben 
oder an die Redaktion per Mail senden. • Namentlich unterzeichnete Beiträge stellen die Meinung des Autors dar und sind keine redaktionellen Meinungsäußerungen.  

Es besteht kein Recht auf Veröffentlichung unaufgefordert zugesandter Beiträge. Die Redaktion behält sich das Recht vor, Beiträge sinnwahrend zu kürzen. 

Hinweis: Sollten Sie dieses Heft unerwartet in Ihrem Briefkasten gefunden haben und weiterhin am Empfang  
folgender Hefte interessiert sein, rufen Sie unsere Kreis-Geschäftsstelle an oder lesen Sie künftig online auf unserer Homepage!

Meinungen, Beiträge, Kommentare, Kritiken für die  
nächste Ausgabe bitte bis 13.04. an: redaktion.anstoss@gmx.de

Der Anstoß ist auf Spenden angewiesen. Danke für deine Unterstützung!

IBAN:  DE67 8305 0303 0000 4500 22



Fotos: Eißing/Linke Thüringen

Maifeier  
im Saalfelder 
Schlosspark

1. Mai 
14 Uhr 

Schlosspark 
Saalfeld

Am 1. Mai findet die traditionelle Veranstaltung 
des DGB im Saalfelder Schlosspark statt. Der 
Beginn der Veranstaltung ist um 14 Uhr.
Wer zum Feiertag seinen Gaumen besonders 
verwöhnen will, besuche den Stand der Linken 
mit dem traditionellen Kuchenbasar. Das 
exklusive Gebäck kann hier mit fair gehandeltem 
Kaffee vom Eine Welt Verein verzehrt werden. 

Es bedarf wieder der Mithilfe durch  
fleißige Bäckerinnen und Bäcker!

Bäckerinnen und Bäcker, die ihren Kuchen nicht 
selbst transportieren können oder möchten, 
haben die Möglichkeit, sich bei Sven Kurzhauer 
unter 0171-844 5475 anzumelden. Der Transport 
wird dann individuell vereinbart.

Abholungen müssen bis 12 Uhr 
versandbereit sein.

Helfende Hände werden auch für den  
Auf- und Abbau benötigt. 

Die Gewerkschaft bittet ab 12 Uhr 
um Mithilfe beim Auf- und Abbau der 

Bierzeltgarnituren und  
was sonst anfällt.

Helfer:innen für unseren Linke-Stand und 
den Weltladen sind ebenfalls ab 12 Uhr 

sehr gerne im Schlosspark gesehen.
Die Veranstaltung endet gegen 17 Uhr.

Der 1. Mai begann als Kampftag der Arbeiter, heute 
ist er Feiertag. Der Kampf um faire Löhne und 
sozialen Frieden aber geht weiter. Dazu ist unser 
aller Mitwirkung wichtig. Setzen wir ein Zeichen 
und gehen raus zum 1. Mai! 

Stadtvorstand Saalfeld
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Wie geht es dir?
Die erste Gesamtmitglieder-

versammlung nach der Bundes-
tagswahl benötigte etwas, was 
vor einigen Monaten überhaupt 
niemand für nötig gehalten hat-
te: wir brauchten eine Vorstel-
lungsrunde. Dank der fleißigen 
Vorbereitung des Frühstücks 
musste dies auch niemand 
hungrig machen. Namen nen-
nen, woher man käme, wie das 
Befinden sei. Natürlich waren 
die Angaben freiwillig. Die Fra-
ge nach dem Befinden ist dieser 
Tage tatsächlich nicht leicht zu 
beantworten. Ob der Weltlage 
kann man sich kaum gut fühlen. 
Wahrscheinlich auch deshalb hat 
Die Linke in den vergangenen 
Wochen so viel Zuspruch erhal-
ten. Teilt man seine Sorgen und 
Befürchtungen mit anderen, die 
das ernst nehmen, geht es bes-
ser. So stand die GMV im Lichte 
vieler neuer Gesichter unter eini-
gen Erwartungen. 

Wie es weitergeht, ist wichtig. 
Der Partei kommt unter den neu-
en, zunehmend rechtskonserva-
tiven bis rechtsextremistischen 
Politauswüchsen eine ebenso 
zunehmend historische Aufgabe 
zu. Es geht darum, Faschismus, 
Totalitarismus und Krieg abzu-
wenden.

Die Zukunftswerkstatt wird 
den Kreisverband in den kom-
menden Monaten deshalb 
beschäftigen. Was ist die Zu-
kunftswerkstatt? Der Landes-
verband der Linken möchte aus 
der Basis heraus die Partei neu 
finden. Welche Vorstellungen 
haben wir, wie Die Linke zukünf-
tig organisatorisch und politisch 
aufgestellt sein soll? Geht es 
mehr um Kampagnen oder geht 
es mehr um politische Bildung, 
wollen wir mehr in die Öffent-
lichkeit mit konkreten Aktionen, 
verstehen wir uns eher als parla-
mentarische Kraft oder mehr als 
außerparlamentarische, können 
wir Sozialberatungen anbieten, 
wie arbeiten wir am besten mit 
Abgeordnetenbüros zusammen 

– all solche Fragen werden in 
einem intensiven Basisprozess 
in den kommenden Monaten 
bearbeitet. Gefragt sind da vor 
allem auch unsere zahlreichen 
Neumitglieder, die die Partei, in 
die sie mit Haltung und Hoffnung 
eingetreten sind, nun intensiv 
mitgestalten können.

Der Kreisverband wird hierzu 
mehrere Treffen für seine Mit-
glieder anbieten, bei denen über 
all das geredet und gehandelt 
werden soll. Bitte merkt euch in 
euren Terminkalender also schon 
einmal vor: 17. Mai, 23. August, 
18. September (nagelt uns auf 
die Termine nicht fest, die Orga-
nisation geschieht von sehr we-
nigen Menschen ehrenamtlich 
und vielleicht gibt es da nochmal 
kurzfristig Verschiebungen).

Die Mitgliederversammlung 
hat außerdem für den kommen-
den Landesparteitag der Lin-
ken neue Delegierte gewählt:  
Katharina F., Christin, Mandy St. 
sowie Leon und Lothar werden 
unseren Kreisverband bei den 
anstehenden Tagungen des 
Landesparteitags vertreten.

Was sonst noch wichtig war:
Es wurde über die Möglichkei-

ten der Beteiligung der Basis an 
den Landesarbeitsgemeinschaf-
ten der Partei gesprochen. Wer 
hierzu Informationen möchte, 
findet diese auf der Webpräsenz 
des Landesverbandes oder kann 
sich über den Chat oder Nach-
richt an den Kreisvorstand wen-
den, dort bekommt man dann 
Informationen. Die Landesar-
beitsgemeinschaften "LAGs" ar-
beiten inhaltlich zum Programm 
und zu konkreten Projekten, bei-
spielsweise zu Renten, Kommu-
nalpolitik, Umwelt usw.

Wichtig wäre noch die Grün-
dung des Kreisverbandsorches-
ters. Wer ein Instrument spielt 
und gerne mitmachen möchte, 
meldet sich bei Leon. Denn auch 
bei Musik gilt: Lieber gemeinsam.

Tom

Vorstellung, 
Zukunftswerk-
statt, Töne,  
Delegierte: 
GMV
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Viel zu diskutieren gab es ei-
gentlich nicht in der ersten Sit-
zung des Saalfelder Stadtrates 
2025, doch am Ende der Sitzung 
wurde trotzdem angeregt ge-
stritten.

An erster Stelle der sehr kurzen 
Tagesordnung stand das Touris-
tische Entwicklungskonzept der 
Stadt Saalfeld für die Jahre 2025 
bis 2032. Hierbei ging es um die 
Fortschreibung des Konzeptes 
für die Jahre 2017 bis 2025. Das 
Konzept wurde dem Stadtrat 
nur zur Kenntnis gebracht, die 
Verabschiedung erfolgt in der 
Februarsitzung. Die Vorstellung 
erfolgte in zwei Schritten.

Zuerst berichtete die 1. Beige-
ordnete, Frau Fiedler (CDU), über 
das Erreichte aus den letzten 
Jahren und anschließend stellte 
die Geschäftsführerin der Feen-
grotten GmbH, Frau Wagner, 
Zukunftspläne bzw. Möglichkei-
ten für die Folgejahre dar. Bei 
Letzterem ist zu beachten, dass 
es sich hierbei um eine Wunsch-
liste handelt. Man darf und soll 
träumen, unabhängig von finan-
ziellen Möglichkeiten der Umset-
zung. Die Träume selbst bleiben 
aber nicht ganz unbeeinflusst 
vom Geld. Entscheidend sind 
schließlich die Haushaltlage der 
Stadt und ausgereichte Förder-
mittel von Bund und Land. Um 
von den Fördermitteln zu par-
tizipieren, bedarf es Förderan-
träge, die nur gestellt werden 
können, wenn einzelne Projekte 
vorliegen, die zielführend den 
Tourismus in Saalfeld stärken 
und in der Gesamtsumme von 
Istbestand und neuen Projekten 
sinnvoll sind.

Blickt man auf Geschaffenes 
vergangener Jahre, kommt eine 
beachtliche Liste zusammen. 
Etwa 19 Mio. Euro wurden in den 
letzten 7 Jahren umgesetzt, wo-
bei 12,5 Mio. aus Fördergeldern 
stammen und die Stadt selbst 6,5 
Mio. beisteuerte. Zusätzlich gab 
das Land noch 3,13 Mio. EUR als 

Kurstadtförderung dazu. Insge-
samt wurden 37 Maßnahmen re-
alisiert. Beispielgebend sind hier 
zu nennen das Bergfried-Areal, 
der Kur- und Erholungswald, der 
Bienenlehrpfad, die Radweg-
brücke Obernitz, Neugestaltung 
der Saalfelder Stadttore, Dürer-
park und Prinzessinnengarten. 
Aber auch kleinere Projekte 
verschönern die Stadt, wie die 
gelungene Graffiti-Gestaltung 
von Schaltkästen, Sitz- und Lie-
gebänke in der Saaleaue, die 
Outdoor-Sportanlage Reschwitz 
und die Umgestaltung der Weih-
nachtsbeleuchtung. Aus städ-
tischen Eigenmitteln wurden 
48.000 Frühblüher gepflanzt, die 
uns und die Gäste bald wieder in 
den Frühling begleiten.

Zu den geplanten touristi-
schen Maßnahmen der nunmehr 
Kurstadt gehören die Sanierung 
der Innenräume der Villa Berg-
fried, die Nutzung der Keller-
gewölbe der Burgruine „Hoher 
Schwarm“, Stadt am Fluss mit 
Angeboten an der Saaleaue, Ent-
wicklung der Innenstadt zu mehr 
Familienfreundlichkeit, Umge-
staltung Kirchplatz und Blanken-
burger Straße. Die letzten beiden 
Punkte sollten schon begonnen 
sein, aber die Haushaltslage ge-
stattet kein Fortführen über die 
Planung hinaus. Abgeschlossen 
wird zeitnah die Begehbarma-
chung der Saalfelder Stadttore 
mit der Fertigstellung des Blan-
kenburger Tores. 

Zusammenfassend bleibt fest-
zustellen, dass die Stadt Saal-
feld auf einem guten Weg ist, 
der Beachtung findet. Der Chef 
der Thüringer Tourismus GmbH 
(touristische Marketingorganisa-
tion des Freistaates Thüringen) 
bezeichnet „Saalfeld beispiel-
haft für den Tourismus“ und eine 
Vermieterversammlung (Hotels, 
Pensionen) stellte fest „Sie ken-
nen keine vergleichbare Stadt, 
wo so Vieles konsequent umge-
setzt wurde“. 

Leider sind nicht alle an einer 
schönen Stadt für Gäste und 
Bewohner interessiert. Denn in 
den einleitenden Worten des 
Bürgermeisters zum aktuel-
len Baugeschehen in der Stadt 
spielte wieder einmal der Van-
dalismus eine Rolle. Vandalismus 
ist immer hirnfrei. Dass es hier-
bei trotzdem noch Steigerungen 
der Sinnlosigkeit gibt, erwies die 
Zerstörung von frisch gepflanz-
ten jungen Bäumen am Mittleren 
Watzenbach. Die Motive hierfür 
werden wohl ungeklärt bleiben, 
da solche Straftaten nicht auf-
geklärt werden können, wenn 
nicht König Zufall den Ermittlern 
hierbei in die Karten spielt*. Der 
Schaden beziffert sich auf min-
destens 5.000 €.

Eine unerwartete und sehr auf-
geregte Diskussion gab es zum 
Sitzungsende unter Tagesord-
nungspunkt „Aktuelle Stunde“. 
Die Vorsitzende der AfD-Fraktion 
Frau Sigmund griff noch einmal 
das Thema zur Veranstaltung 
im Saalfelder Klubhaus auf, den 
Vortrag des Correctiv-Journalis-
ten Jean Peters am 18. Januar. 
Bei dieser Veranstaltung wurde 
dem AfD-Landtagsabgeordne-
ten und Stadtrat Denis Häußer 
der Zutritt verwehrt. Der Gast-
geber machte hierbei von sei-
nem Hausrecht Gebrauch. Der 
Bürgermeister stellte hierzu fest. 
„Auch wenn es eine Einmietung 
in ein städtisches Gebäude ist, 
hat der eingemietete Gastgeber 
Hausrecht. Die Stadt kann und 
darf sich da nicht einmischen. 

Noch größeren Ärger berei-
tete Frau Sigmund ein Konzert 
vom 25. Januar. Es gastierte im 
Klubhaus die Punkband „ZSK“. 
Von diesem Konzert gibt es ei-
nen Videomittschnitt, in dem die 
Band dazu aufruft, AfD-Plakate 
zu zerstören. Da beim Konzert 
der Fraktionsvorsitzende der 
SPD im Publikum war, wurde er 
für den Auftritt der Band in Mit-
verantwortung genommen. Wi-

derspruch erhielt Frau Sigmund 
nicht nur von Herrn Lutz, son-
dern auch vom CDU-Fraktions-
vorsitzenden Herrn Eirik Otto. 
Herr Otto verteidigte die Kunst-
freiheit, auch wenn er mit der Art 
der Darstellung nicht einverstan-
den ist. Sein CDU-Stadtratskol-
lege Bruno Pelz erinnerte an den 
Ausschluss von Journalisten bei 
der AfD-Landtagsparty. „Wir 
meinen, auf einem Punk-Konzert 
kann man nicht die Atmosphäre 
eines Sinfonieorchesters erwar-
ten und es verschieben sich die 
Messlatten. Aufrufe zur Zerstö-
rung von Wahlplakaten halten 
wir aber für kontraproduktiv, 
denn es spielt nur der AfD in die 
Karten“. 

Nur so konnte Frau Sigmund 
wieder die Opferrolle beziehen 
und die Falschbehauptung äu-
ßern, dass verstärkt AfD-Pla-
kate angegriffen werden. Frau 
Sigmund kündigte einen Antrag 
im Stadtrat zum Verbot eines 
weiteren Auftritts der Punkband 
in Saalfeld an. Wir denken, der 
Antrag wird nicht kommen, da 
er rechtlich nicht zulässig ist. Es 
wäre der erste Beschlussantrag 
der AfD seit ihrer Wahl im Saal-
felder Stadtrat 2019! Da Frau 
Sigmund zur Mäßigung aufrief, 
griffen wir den Punkt auf und 
regten an, die AfD möge doch 
auf ihre Anhänger einwirken. 
Diese erschienen in Rudolstadt 
beim Montagsspaziergang mit 
einem Plakat, auf dem Bundes-
kanzler Olaf Scholz abgebildet 
wurde mit der Unterschrift „Eine 
Schande für Deutschland“. Die-
ses Plakat erinnert an die Nazi-
zeit, als Menschen ermordet und 
mit Plakaten zur Schau gestellt 
wurden. Das Plakat selbst ist 
zwar nicht illegal, erzeugt aber 
einen Geschmack, den wir in der 
Diskussion als „widerwärtig“ be-
zeichneten.

Anja und Sven

37 Maßnahmen zur Stadtverschönerung 
umgesetzt, Bäume abgeknickt,  
Punk- mit Sinfoniekonzert  
verwechselt

Aus dem  
Saalfelder Stadtrat
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Recht übersichtlich gestaltete 
sich die Tagesordnung der Sit-
zung vom 26. Februar im Saal-
felder Stadtrat. So wurde das im 
Vormonat ausgiebig behandelte 
Touristische Entwicklungskon-
zept der Stadt für die Jahre 2025 
bis 2032 verabschiedet. Für den 
Ersatzneubau der Grundschule 
Gorndorf mussten Planungsleis-
tungen vergeben, die Miete einer 
semistationären Geschwindig-
keitsmessanlage beschlossen 
und ein Antrag der Linken Frak-
tion, von der Öffentlichkeit wei-
testgehend unbemerkt, zur 
Reduzierung von Wahlwerbung 
behandelt werden. 

Die Geschwindigkeitsmess-
anlage ist auch unter dem Na-
men Panzerblitzer bekannt. 
Möglicherweise wurden auch 
schon einige der geschätzten 
Anstoß-Leser durch die An-
lage erhellt bzw. zur Achtung 
der Einhaltung der Geschwin-
digkeitsregelung gemahnt. Die 
Anmietung erfolgte nicht zum 
ersten Mal und wurde bereits in 
den vergangenen Jahren durch 
das Ordnungsamt genutzt, was 
bei den Anwohnern der jeweili-
gen Messörtlichkeiten durchweg 
positive Reaktionen hervorrief. 
Die Mietkosten betragen ca. 
11.000 € im Monat. Dem stehen 
vereinnahmende Bußgelder von 
ca. 32.000 € gegenüber. Durch-
schnittlich wurden 2024 rund 
600 Ordnungswidrigkeiten im 
Monat festgestellt. Die Anlage 
wird nur für sieben Monate im 
Jahr angemietet, da die Anlage 
in der kalten Jahreszeit einen 
erhöhten Wartungsaufwand be-
nötigt und weniger Messungen 
auswertbar sind. Man denke z.B. 
an beschlagene Optiken. 

Kerninhalt unseres Antrages 
zur Wahlwerbung war es, die 
Verwaltung zu beauftragen, die 
Anzahl der Plakate je Partei ins-
gesamt oder ortsteilweise stär-
ker zu begrenzen, Straßenzüge 
von der Plakatwerbung auszu-

nehmen oder die Werbung auf 
einzelne Straßenzüge oder ex
tra aufgestellte Werbewände zu 
begrenzen. Im Prinzip sind wir 
der Meinung, weniger ist mehr! 
Erinnern wir uns an das Wahljahr 
2024 und die Bilder vom Früh-
jahr bis September. Übermäßi-
ger Behang der Laternenmas-
ten, verbunden mit Vandalismus, 
prägten das Stadtbild. Letzteres 
lässt sich nicht vermeiden, aber 
einschränken. Ein Weniger an 
Informationswert würde es bei 
Reduzierung der Plakate nicht 
geben, aber ein deutlich weniger 
an Ressourcenverschwendung! 
Nicht zu vergessen die Bevöl-
kerung, welche sich eine Redu-
zierung wünscht. Das wurde uns 
insbesondere an den Infostän-
den im Vorfeld der Bundestags-
wahl bestätigt. Viele Menschen 
sind genervt vom Stadtbild, dass 
sich vor den Wahlen abzeichnet, 
besonders wenn abgerissene 
oder teilzerstörte Plakate nicht 
entfernt oder erneuert werden. 
Diese Sicht betraf Wähler aller 
Parteien.

Der Stadtrat wollte sich dem 
Antrag der Linken Fraktion 
nicht anschließen. Während in 
den vorberatenden Ausschüs-
sen noch mit weitestgehender 
Enthaltung und Bedenken be-
züglich der Großplakate (diese 
mussten herhalten, obwohl sie 
nicht das Problem sind) geäu-
ßert wurden. Besonders die 
CDU-Fraktion positionierte sich 
klar gegen den Antrag und sah 
keinen Handlungsbedarf. Dabei 
setzten sie schon 2015 bei der 
Bundeswahl mehr auf Großpla-
kate und reduzierten ihre Wer-
bung an Laternenmasten. Der 
Bürgermeister selbst sah zu viel 
Arbeit bei der Verwaltung in der 
Modifizierung der Regelungen, 
und die anschließende Gefahr, 
der Stadtrat gäbe kein grünes 
Licht zur neuen Regelung. Man 
erwähnte zwar, dass die Verwal-
tung die Einhaltung der aktuellen 

Regelung nicht überprüfen bzw. 
ahnden könne, sah aber keinen 
Handlungsbedarf. Für die Bür-
ger von Saalfeld kam der Antrag 
zum falschen Zeitpunkt und so-
mit sei er nicht aktuell, da keine 
Wahlen anstehen. Nur Steffen 
Teichmann von den Bürgern für 
Thüringen konnte sich unse-
rem Anliegen anschließen, Zitat: 
„Für einen guten Antrag gibt es 
keinen falschen Zeitpunkt“. Ihn 
störte auch, von der fehlenden 
Kontrollfähigkeit zu wissen, ohne 
aus dieser Erkenntnis Schlüsse 
zu ziehen.

Nun, ich denke, für die Verwal-
tung wäre es keine Herkulesauf-
gabe gewesen, ein Konzept aus-
zuarbeiten und man hätte dieses 
Konzept im Stadtrat in aller Ruhe 
diskutieren und beschließen 
können. Wäre dies ein Problem, 
müsste man die Effizienz der 
Verwaltung hinterfragen. Da ha-
ben wir zur Verwaltung mehr an 
Zutrauen. Sie ist arbeitsfähig, 
um für eine solche Aufgabe ge-
wappnet zu sein, ohne Anderes 
liegen lassen zu müssen. Der 
Antrag wurde mehrheitlich ab-
gelehnt und so erwartet uns bei 
der nächsten anstehenden Wahl 
eine neue Werbeflut, die wieder 
als Müll entsorgt werden wird. 
Eine Entscheidung entgegen 
der Vernunft, aber auch Würde 
einer Bundestagswahl, die ich 
bei Massenaufhängungen und 
deren Begleitproblemen als zu 
wenig beachtet sehe. 

Warum „von der Öffentlichkeit 
unbemerkt“? Nun, im Bau- und 
Wirtschaftsausschuss wurde 
der Tagungsordnungspunkt im 
nichtöffentlichen Teil behandelt 
und der im öffentlichen Teil der 
Stadtratssitzung behandelte 
Antrag wurde von der lokalen 
Presse in der Berichtserstattung  
ignoriert. Selbst die sonst häufi-
ge Vorabinformation zur Tages-
ordnung der Sitzung blieb aus. 

Sven Kurzhauer 

Vom "Panzerblitzer" und einer laut 
CDU-Fraktion von Wahlwerbung  
überforderten Stadtverwaltung

Nochmal aus dem  
Saalfelder Stadtrat

*Die Täter wurden inzwischen ermittelt. 
Fotos: Sven 
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Was sage ich,  
wenn jemand 
behauptet...
Argumente  
zum Programm

Anfrage Simone Post im 
Rudolstädter Stadtrat
Auf dem Schlossaufgang ist 

es mit der Hundekacke ganz ex-
trem. Sie liegt gefühlt auf jedem 
Meter und an jedem Pfosten 
hängt ein Beutel mit verpackter 
Hundekacke. Es gab Anwohner, 
die mich angesprochen haben, 
ob es die Möglichkeit einer Gen-
datenbank für Hunde gäbe. Sie 
würden dafür als Bewohner auch 
Geld einsammeln, um das end-
lich in den Griff zu bekommen. 
Wie ist die rechtliche Situation? 
Ist so etwas machbar, dass man 
eine Datenbank aller Hunde in 
der Stadt macht?

Kommentar zur Antwort 
der Stadtverwaltung

Die Antwort der Stadt fiel un-
terdessen sehr deutsch aus: 
verklausuliert versteckt man sich 
bei diesem Anliegen hinter ge-
schätzten Kosten, der Unmög-
lichkeit der Rekonstruktion des 
Tatgeschehens, der Tatsache, 
dass „Besucherhunde“ auch 
kacken und dem größten aller 
Probleme: dem Recht des Hun-
des an den eigenen Daten, dem 
Datenschutz. Um das besser zu 
verstehen, konstruieren wir ein 
Beispiel:

Der Rudolstädter Rüde „Rudi“ 
ist mit seinem Frauchen und 
eingetragener Halterin „Hele-
ne“ im Stadtgebiet unterwegs. 
Rudi sollte, wenn es nach der 
Fragestellering geht, in einem 
Genregister der Stadt für Hunde 
registriert sein. Kackt Rudi in die 
Gegend und Helene sammelt das 
Gut nicht auf, könnte (beispiels-
weise das Ordnungsamt) beim 
Erblicken der Liegenschaft eine 
Probe nehmen. Diese könnte im 
Labor Rudi zugeordnet werden. 
Die Halterin würde benachrich-
tigt, dass Rudi da was vergessen 
hat, die Stadt dies nun beräumt 
hat (Bauhof?) und sie bitte die 

Kosten nebst Bußgeld bezahlen 
soll. Helene würde in Zukunft 
sehr genau darauf achten, Rudi 
nicht unkontrolliert in die Gegend 
scheißen zu lassen.

All das geht aber nicht, weil:
1. Es wäre im Nachhinein nicht 

nachvollziehbar, ob wirklich He-
lene mit Rudi unterwegs war. Es 
könnte ja auch Herbert gewesen 
sein, der Rudi Gassi gegängelt 
hat und Rudis Meisterwerk für 
die Nachwelt der Öffentlichkeit 
erhalten wollte. Man ahnt, wo
rauf die Debatte zusteuert: Rudi 
müsste in Zukunft ein Fahrten-
buch führen. Wann immer Rüde 
Rudi in Rudolstadt ausgeführt 
wird, müsste dies vermerkt wer-
den.

2. Helene müsste sich zu-
nächst einmal mit bis zu 100  € 
beteiligen, damit Rudis Erbgut 
bei der Stadt bekannt wird und 
in die Registratur aufgenom-
men wird. Zumindest schätzt 
die Stadt die Kosten in diesem 
Bereich.

3. Um die Datenbank mit den 
1.500 Rudolstädter Wuffzis zu 
pflegen, bräuchte die Stadt ei-
ne:n eigene:n Vollzugsmitarbei-
ter:in, die/der sich hauptverant-
wortlich den Exkrementen aus 
den Gassen widmet. Die Stadt 
müsste außerdem ein Labor be-
auftragen, um den Schiss seinen 
Hunden zuzuordnen oder fest-
zustellen, dass für den Schiss 
gar kein Hund verantwortlich ist.

4. Wenn Rudi Besuch von Sa-
line, der Hündin aus Saalfeld 
bekommt, und sich beide ent-
schließen, herzhaft vor die Burg 
zu kacken, und sich weder die 
Halterin Helene noch der Halter 
Horst herniederlassen, das je-
weilige Produkt zu bergen, wür-
de zwar Rudis Schiss zuorden-
bar sein, nicht jedoch der von 
Saline. Dann würde die Stadt die 
Kosten tragen, nämlich nicht nur 
für die Entsorgung von Salines 

Haufen, sondern auch für den 
Abgleich ihres Erbgutes mit dem 
Register der Stadt.

5. Sollte die Stadt ein Regis-
ter erstellen, sieht sie darüber 
hinaus datenschutzrechtliche 
Probleme auf sich zukommen. 
Konkret stellt man sich das dann 
folgendermaßen vor: nachdem 
Rudis Haufen erfolgreich Rudi 
zugeordnet wurde, weiß die 
Stadt, wo Rudi gewesen ist. Sie 
weiß zwar nicht wann und mit 
wem und ob er Saline kennt, wer 
zum Tatzeitpunkt zugeschaut 
hat, aber Rudi könnte jetzt ge-
gen die Vorratsspeicherung des 
Geschäfts juristisch zu Felde 
ziehen.

Fazit: das Problem ist sehr de-
likat. Es ist aber übrigens nicht 
neu. In der französischen Stadt 
Béziers wurde ein derartiges 
Register eingeführt. In mehreren 
Gemeinden Nordrhein-West-
falens gibt es Bestrebungen, 
dies zu tun, um so der unappe-
titlichen Häufischwemme Herr-
chen zu werden. Allein auch hier 
scheitert man als Kommune am 
Datenschutz. Das Landesge-
setz für Hunde müsse verändert 
werden, um Rechtssicherheit 
beim Hundehaufenanalysieren 
zu erlangen. Das Vorhaben ist 
also gar nicht absurd, ein Lan-
desscheißhaufenbegrenzungs-
gesetz (LScheiHauBG) könnte 
auch der überforderten Verwal-
tung Rudolstadts hier vielleicht 
weiterhelfen. Dann muss nur 
noch die Kostenfrage geklärt, 
ein Fahrtenbuch für Rüdinnen 
und Rüden eingeführt und eine 
Regelung für Besuchshunde in-
stalliert werden. Oder man legt 
das Register gleich beim Land 
an. Wir können davon ausgehen, 
dass die Saalfelder Parks und 
Wege genauso beschissen wer-
den wie die Rudolstädter, Erfur-
ter, Eisenacher…

Tom

Zwischen Rosen und Narzissen 
hat ein kleiner Hund ge...

Die 4-Tage-Woche sei nicht 
umsetzbar, da in zu vielen 
Wirtschaftsbereichen zu viel 
Arbeitskraft gleichzeitig weg-
fiele. 

Die Argumente gegen die 
4-Tage-Woche funktionieren 
nur durch das Schwarz-Weiß-
Prinzip. Die Vorteile wie weni-
ger Krankenstand, Steigerung 
der Produktivität, Steigerung 
der Lebensqualität bleiben 
dabei sowieso außen vor.

Diskussionen über Arbeits-
zeitverkürzung schon immer 
zeitgemäß gewesen, 80 Pro-
zent der Bevölkerung befür-
wortet die 4-Tage-Woche. 
Hätten sich Gewerkschaften 
nicht erfolgreich durchge-
setzt, hätten wir noch heute 
die 70-Stunden-Woche.

In der Metallbranche wur-
de  die 35-Stunden-Woche 
bereits 1984 nach sechswö-
chigem Streik durchgesetzt. 
Kollabiert ist die Metallbran-
che dabei nicht.

Betrachten wir die Forde-
rung nach der 4-Tage-Woche 
doch als Prozess. Natürlich 
kann man das nicht von heute 
auf morgen sofort umsetzen. 
Aber wenn dies das Haupt-
argument dagegen ist, ist es 
ziemlich schwach.

In der Pflege, im Bildungs-
bereich und in der Metallin-
dustrie sind die Arbeitsbe-
dingungen dermaßen prekär, 
dass man dort gezielt begin-
nen muss, um die Berufe wie-
der attraktiv zu machen.

Dort und in kleinen und 
mittleren Unternehmen muss 
die Umstellung gegebenen-
falls durch Unterstützung fi-
nanziell abgesichert werden.

Letztendlich ist es auch 
eine Frage des zivilisatori-
schen Fortschritts. Eine Ge-
sellschaft, die auf Verwertung 
des Menschen zur Kapitalan-
häufung angewiesen ist, ist 
menschenunwürdig.

Tom
https://www.die-linke.de/start/nachrichten/

detail/in-4-schritten-zur-4-tage-woche/

Die 4-Tage-Woche

public domain
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Im Herbst 1915 – mitten im 
1.Weltkrieg – trafen sich in dem 
kleinen Dorf Zimmerwald bei 
Bern unter konspirativen Be-
dingungen („Ornithologentref-
fen“!) Vertreter linker europä-
ischer Parteien. Sie wandten 
sich strikt gegen Imperialismus 
und Krieg und verurteilten die 
sogenannte Burgfriedenspoli-
tik, mit der rechtssozialdemo-
kratische Parteiführungen den 
Zusammenhalt der gesamten 
Bevölkerung beschworen und 
in nationalistischer Manier die 
Kriegsanstrengungen in ihren 
jeweiligen Vaterländern unter-
stützten.  

Das Abschlussdokument war 
das „Zimmerwalder Manifest“. 
Es trägt auch die Unterschrift 
der deutschen Delegierten 
Adolph Hoffmann und Georg 
Ledebour, die sich beide als 
prominente Parteifunktionäre 
konsequent dem damals in ih-
rer SPD grassierenden Bellizis-
mus widersetzt haben.

Das Manifest wendet sich in 
einer konkreten historischen 
Situation mit eindringlichen 
Worten an die Proletarier Euro-
pas. So heißt es u.a.:

„Europa gleicht einem 
gigantischen Menschen-
schlachthaus. Die ganze, 
durch die Arbeit vieler Gene-
rationen geschaffene Kultur 
ist der Verwüstung geweiht. 
Die wildeste Barbarei feiert 
heute ihren Triumph über 
alles, was bis jetzt den Stolz 
der Menschheit ausmachte.

… Der Krieg, der dieses 
Chaos erzeugte, ist die Fol-
ge des Imperialismus, des 
Strebens der kapitalistischen 
Klassen jeder Nation, ihre 
Profitgier durch die Ausbeu-
tung der menschlichen Ar-
beit und der Naturschätze 
des ganzen Erdballs zu näh-
ren….

Die Kapitalisten aller Län-
der, die aus dem vergosse-
nen Blut des Volkes das rote 

Gold der Kriegsprofite mün-
zen, behaupten, der Krieg 
diene der Verteidigung des 
Vaterlandes, der Demokratie, 
der Befreiung unterdrückter 
Völker. Sie lügen. In Tat und 
Wahrheit begraben sie auf 
den Stätten der Verwüstung 
die Freiheit des eigenen Vol-
kes mitsamt der Unabhän-
gigkeit anderer Nationen. …

In dieser unerträglichen 
Lage haben wir, … die wir 
nicht auf dem Boden der na-
tionalen Solidarität mit der 
Ausbeuterklasse, sondern 
auf dem Boden der inter-
nationalen Solidarität des 
Proletariats und des Klas-
senkampfes stehen, uns zu-
sammengefunden, um die 
zerrissenen Fäden der inter-
nationalen Beziehungen neu 
zu knüpfen und die Arbeiter-
klasse zur Selbstbesinnung 
und zum Kampfe für den 
Frieden aufzurufen….

Niemals in der Weltge-
schichte gab es eine drin-
gendere, eine höhere, eine 
erhabenere Aufgabe, deren 
Erfüllung unser gemein-
sames Werk sein soll. Kein 
Opfer zu groß, keine Last zu 
schwer, um dieses Ziel: den 
Frieden unter den Völkern zu 
erreichen…“

Solche Aussagen sollten 
auch nach fast 110 Jahren nicht 
als Nostalgie abgetan werden. 
Die „Zimmerwalder“ sind da-
mals zunächst einsame Rufer 
in der Wüste gewesen. Doch 
nur wenige Jahre später war 
trotz permanenter Demago-
gie und Kriegspropaganda die 
Kriegstüchtigkeit erlahmt. Un-
ter dem Druck von Not und Tod 
hat die Friedenssehnsucht der 
Arbeiter, Bauern und Soldaten 
zu machtvollen antiimperialisti-
schen Aktionen geführt.

Dr. Wolfgang Künzel

Linke Friedens-
politik 1915 – die 
Aktualität des  
Zimmerwalder 
Manifestes

Rosa Tütü bei  
revolutionärer  
bayerischer 
Stadtverwaltung

Enthüllungen beim  
digitalen Linkstreff

Natürlich wird dort auch über 
ernste und politisch relevante 
Themen geredet, auch über die 
Rolle der Bedeutung der Rele-
vanz. Aber auch diese Anekdote 
gab es beim digitalen Linkstreff. 

Darüber berichtend, wie es 
arbeitsmäßig weiter geht, nach-
dem der langjährige Abgeord-
nete Ralph Lenkert nicht mehr 
im Bundestag ist, kam das Ge-
spräch bei seinem Mitarbeiter 
Tom auf die Notwendigkeit der 
Terminwahrnehmung bei der 
Agentur für Arbeit. Dabei haben 
wir folgendes erfahren:

Da man sich ab der Antrag-
stellung auf ALG I um die von der 
Arbeitsagentur vorgeschlage-
nen Jobangebote im Allgemei-
nen bewerben sollte, hätten wir, 
wenn es nach dem Willen der 
Agentur ginge, Daniel als Tanz-
lehrer und Tom als Mitarbeiter 
der Münchner Stadtverwaltung 
sehen können. Die Vorstellung ist 
so lustig wie absurd, denn:

1. Ob Daniel tanzen kann, liegt 
ganz in der Objektivität des Be-
obachtenden, der dieses Natur-
schauspiel einmal bewundern 
durfte. Was Daniel dabei trägt, 
spielt zwar keine Rolle, da es 
niemals eine Rolle spielt, was 
jemand trägt, solange sich der 
oder die Jemand in dem, was er 

oder sie trägt, wohlfühlt. Daniels 
eigene Vorstellung aber wäre ein 
rosa Tütü gewesen.

2. Dass nach einer Beschäfti-
gung eines Menschen, der gera-
de bei einer Linken Abgeordne-
ten, die heute übrigens Mitglied 
der DKP ist, sich eine Bewerbung 
bei der Münchner Stadtver-
waltung lohnt, ist fraglich. Allen 
Ernstes verlangte die Arbeits-
agentur nach meinem ersten 
Beschäftigungsverhältnis bei Dr. 
Johanna Scheringer-Wright, der 
damaligen Sprecherin für Ag-
rarpolitik im Thüringer Landtag, 
im Jahr 2009 von mir, mich bei 
der Stadtverwaltung der Bay-
erischen Landeshauptstadt als 
Sachbearbeiter zu bewerben. 
Wenn mir das nur im Ansatz als 
sinnvoll erschienen wäre, hätte 
ich das vielleicht gemacht. Al-
lerdings ist München nicht mei-
ne erste Wahl eines Wohnortes. 
Es gäbe nur ein Szenario, was 
mich in die Hauptstadt der Weiß-
wurst und der Lederhosen gezo-
gen hätte: wenn Daniel dort als 
Tanzlehrer mit rosa Tütü einen 
Tanzsalon geführt hätte und ich 
dabei die revolutionäre Verwal-
tungstätigkeit der Staatsstadt 
München hätte künstlerisch mit 
ihm umsetzen dürfen. Ich hätte 
dafür aber ein Tütü im Arbeiter-
rot gewählt.

Tom

Weil wir es lieben:
Bodo schlichtet
bei der BVG

Wer in Berlin wohnt und 
die Berliner Verkehrsbetriebe 
nutzt, hat es schon mitbekom-
men: dort wird seit geraumer 
Zeit immer wieder gestreikt.

Nun soll im Kampf um die 
gescheiterten Verhandlungen 
um den Entgelttarifvertrag 
geschlichtet werden. Die BVG 
berufen den ehemaligen Bran-

denburger Ministerpräsiden-
ten Matthias Platzek. Ver.di 
beruft auch einen ehemaligen 
Ministerpräsidenten, Silberlo-
cke und erfahrenen Gewerk-
schafter und Schlichter für 
Bahn, Lufthansa und Bischof-
ferode: Bodo.

Viel Erfolg!
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Jugend- und Wahlkreisbüro HASKALA 
Katharina König-Preuss (MdL)  
Saalstraße 38 • 07318 Saalfeld
Tel.: 03671 - 515489 • Fax: 03671 - 515490

www.haskala.de 
info@haskala.de

Mo 14 -18 
Di 10 -15 

Do 13 -18
Fr 10 -15

»Du musst 
tun, was zu 

tun ist.«
Bernie Sanders, US-Senator aus 

Vermont zu einer Tour durch 
die Vereinigten Staaten, auf 

der er zum Widerstand gegen 
Trump-Totalitarismus wirbt

Beim Donnerstagstreff März 
ging es um Wahlergebnisse, 
aktuelle Politik und 
geschichtliche Dinge – also 
eine Art „Rundumschlag“. 
Leider fehlte unsere älteste 
Teilnehmerin Jutta, der wir 
gute und schnelle Besserung 
wünschen! Begrüßen durften 
wir einen Genossen, der 
zu den Tausenden zählt, 
die in diesem Jahr zu uns 
gekommen sind. Herzlich 
willkommen!

Der nächste Treff findet aus 
technischen Gründen nicht 
am zweiten, sondern am 
dritten Donnerstag, also am 
17. April statt, der folgende am 
8. Mai – wie immer um  
15 Uhr im Weltladen Saalfeld. 
Natürlich gibt es wieder fair 
gehandelten Kaffee und 
Tee. Plätzchen, Waffeln und 
Schokolade aus fairem Handel 
sind im Laden ebenfalls zu 
finden.

Willkommen beim Treff 
am Donnerstag ist jede 
Genossin, jeder Genosse, jede 
Sympathisantin und jeder 
Sympathisant – egal, ob im 
['solid]-Alter, schon in Rente 
oder irgendwo dazwischen.

nächste Treffs:
Do 17. April 

und dann am  
8. Mai 

Weltladen Saalfeld

Civil Rights Act USA
Am 1. März 1875 verabschiedet der Kongress der USA den Civil 
Rights Act von 1875. Er wird durch Präsident Ulysses S. Grant 
unterzeichnet. Inhalt ist der gleichberechtigte Zugang zu allen 
Einrichtungen des öffentlichen Lebens (z.B. Hotels, Eisenbahnen, 
Fähren, Theater) unabhängig von der Rasse, Hautfarbe oder einem 
vorherigen Sklavenstatus. (Acht Jahre später, 1883, wird der 
Civil Rights Act vom Obersten Gerichtshof für verfassungswidrig 
erklärt.) 
Das Jubiläum und aktuelle Entwicklungen sind für uns Anlass,  
die „Rassengesetze“ in den USA zu betrachten.
1664 führt Maryland als erster zukünftiger Bundesstaat der USA 
ein Mischehenverbot ein. 
1789 tritt die Verfassung der USA in Kraft, die es Bundesstaaten 
freistellt, über Haltung und Einfuhr von Sklaven selbst zu 
entscheiden.
1790 Nur freie Weiße können Staatsbürgerschaft erwerben.
1830 Östlich des Mississippi lebende Indianer dürfen auch ohne ihr 
Einverständnis in Regionen weiter westlich umgesiedelt werden.
1854 Mit dem Kalifornischen Goldrausch kommen zahlreiche 
Chinesen ins Land. Auch gegen sie werden immer wieder 
„Rassengesetze“ verhängt. 
1857 Der Oberste Gerichtshof verkündet, dass Schwarze, ob 
Sklave oder nicht, nie die Staatsbürgerschaft der Vereinigten 
Staaten erhalten können. Ferner ist die Abschaffung der Sklaverei 
durch den Kongress verfassungswidrig, da sie eine Enteignung 
ohne ordentliches Gerichtsverfahren darstellen würde.
1865 Mit dem am 18. Dezember 1865 ratifizierten 13. Zusatzartikel 
zur Verfassung der Vereinigten Staaten wird die Sklaverei auf dem 
gesamten Gebiet der USA endgültig abgeschafft.
1870 Am 3. Februar 1870 tritt der 15. Zusatzartikel zur Verfassung 
der Vereinigten Staaten in Kraft, nach dem allen Bürgern (nur 
Männern) der USA unabhängig von ihrer Rasse, Hautfarbe oder 
ehemaligen Versklavung das Wahlrecht zu gewähren ist.
1878 Chinesen erhalten keine Staatsbürgerschaft.
1880 Mischehenverbot wird in Kalifornien auf Chinesen 
ausgeweitet.
1883 Der Oberste Gerichtshof erklärt das in Alabama geltende 
Mischehenverbot und das Verbot, mit einem Angehörigen einer 
anderen Rasse Sex zu haben, für verfassungsgemäß. Grund: 
beide Parteien werden gleich bestraft, daher gibt es keine 
Diskriminierung.
Ebenso absurd wie diese Begründung sind zahlreiche 
weitere Gesetze von Bundes- und Staatsbehörden sowie 
Gerichtsentscheide, die bis Ende der 40er Jahre des 20. 
Jahrhunderts Meilensteine der „Rassengesetzgebung“ der USA 
waren. Positive Ausnahme war
1924 Ureinwohner der USA erhalten die „amerikanische 
Staatsbürgerschaft“. 
1964 Das bedeutendste amerikanische Bundesgesetz zur 
Gleichstellung ethnischer Minderheiten wird am 2. Juli von 
Präsident Lyndon B. Johnson unterzeichnet. Der Civil Rights 
Act von 1964 verbot jegliche auf Rasse, Hautfarbe, Religion, 
Geschlecht oder nationaler Herkunft begründete Diskriminierung in 
öffentlichen Einrichtungen,  
in Regierung und Arbeitswelt.
1975 Die indigenen Amerikaner erhalten die 
Selbstbestimmungsrechte zurück, die sie in den 50er Jahren 
verloren hatten.
1978 Die Indigenen erhalten das Recht, ihren traditionellen Glauben 
wieder zu praktizieren.
Und heute?

1. MÄRZ 1875

Mo 31. März 2025 • 18.00 Uhr  
• Kreisvorstand digital  
(parteiöffentlich)
Mi 02. Apr 2025 • 19.30 Uhr  
• Linkstreff digital
Fr 04. Apr 2025 • 15.00 Uhr  
Schmiedebach,  
KZ-Außenlager Laura  
• Gedenkveranstaltung  
80 Jahre Befreiung 
So 06. Apr 2025  
Buchenwald  
• Gedenkveranstaltun-
gen zum 80. Jahrestag der 
Selbstbefreiung des Konzent-
rationslagers Buchenwald
Mi 16. Apr 2025 
SLF, Thälmanngedenkstein  
• Gedenken zum Geburtstag 
Ernst Thälmanns
Mi 16. Apr 2025 • 19.30 Uhr  
• Linkstreff digital
Do 17. Apr 2025 • 15.00 Uhr  
Saalfeld, Weltladen  
• Treff am Donnerstag
So 20. Apr 2025  
überall  
• Bunte Eier suchen
Mi 23. Apr 2025 • 18.30 Uhr  
• BO-Mitglieder-Treffen 
Stadtverband Saalfeld
Do 1. Mai 2025 • 14.00 Uhr  
Saalfeld, Schlosspark  
• Gemeinsame Veranstaltung 
von Gewerkschaften, Partei-
en, Vereinen und Verbänden 
zum 1. Mai (s.S.3)
Mi 07. Mai 2025 • 19.30 Uhr 
• Linkstreff digital
Do 08. Mai 2025 • 10.00 Uhr 
Saalfeld, Friedhof  
• Gedenken an den Gräbern 
der Sowjetischen Soldaten 
zum Tag der Befreiung
Do 08. Mai 2025 • 15.00 Uhr  
Saalfeld, Weltladen  
• Treff am Donnerstag
Fr 09. und Sa 10. Mai 2025  
Chemnitz  
• 3. Tagung des 9. Parteitags
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